NS-Zwangsarbeit: Gutachten zu italienischen Militärinternierten ignoriert Bundestagsbeschlüsse

(11. 09. 2001)

Zur Diskussion um die Entschädigung von italienischen Militärinternierten und anderen Opfern der NS-Zwangsarbeit in Westeuropa erklärt das PDS-Mitglied im Kuratorium der Bundesstiftung, Ulla Jelpke:

Das kürzlich erschienene, von der Bundesregierung in Auftrag gegebene Gutachten zu Entschädigungsansprüchen italienischer Militärinternierter ignoriert wesentliche Festlegungen des Bundestags und ist deshalb in meinen Augen ungültig.

Der Gutachter kommt zu dem Ergebnis, dass italienische Kriegsgefangene, die unter dem NS-Regime zwangsweise in den Status von Zivilarbeitern überführt und zu Zwangsarbeit gezwungen wurden, angeblich keinen Anspruch auf Entschädigung haben, weil der Gesetzgeber "irgendwelche Ansprüche von italienischer Seite nicht Betracht gezogen" habe (Seite 34 des Gutachtens). Von Westeuropa sei in den Dokumenten des Bundestags zu der Entschädigungsregelung "nicht die Rede" (ebenda).

Beide Feststellungen sind schlicht falsch. So heißt es in der vom Bundestag gebilligten Vorlage des Innenausschusses für die abschließende Fassung des Entschädigungsgesetzes ausdrücklich mit Blick auf NS-Opfer wie die italienischen Militärinternierten: "Soweit die von diesem Gesetz genannten Kriterien der Deportation und des Einsatzes zur Zwangsarbeit unter Haftbedingungen erfüllt sind, haben auch Kriegsgefangene, die zwangsweise unter dem NS-Regime in den Zivilstatus überführt worden sind, einen Anspruch nach diesem Gesetz". (Drucksache 14/3758, Seite 25)

In der Anhörung des Bundestags zum Entschädigungsgesetz im Juni letzten Jahres war zudem von dem maßgeblichen Gutachter für den Kreis der Anspruchsberechtigten, Prof. Niethammer, ausdrücklich auf Ansprüche westeuropäischer Zwangsarbeiter hingewiesen worden, die deportiert und unter haftähnlichen Bedingungen zu Zwangsarbeit gezwungen wurden.

Das Gutachten, über das morgen auch der Vorstand der Bundesstiftung mit Vertretern der Bundestagsfraktionen berät, ignoriert also in zwei entscheidenden Punkten Beschlüsse und Dokumente des Gesetzgebers. Ein solches Gutachten kann keine Entscheidungsgrundlage für die Bundesstiftung sein. Die italienischen Militärinternierten haben ebenso wie andere Zwangsarbeiter aus Westeuropa, die deportiert und unter haftähnlichen Bedingungen zu Zwangsarbeit gezwungen wurden, Anspruch auf Entschädigung.
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